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Einieitung 


1. Nach § 238 des Arbeitsförderungsgesetzes hatte 
die Bundesregierung den gesetzgebenden Kör- 
perschaften des Bundes zum Ablauf eines jeden 
Jahres, erstmalig zum 31. Dezember 1973, jedodi 
nach Artikel 1 § 1 Nr. 40 des Gesetzes zur Ver- 
besserung der Haushaltsstruktur im Geltungs- 
bereich des Arbeitsförderungs- und des Bundes- 
versorgungsgesetzes (HStruktG-AFG) vom 18. 
Dezember 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 3113) letzt- 
malig zum 31. Dezember 1975 zu berichten, 

— welchen Umfang die Förderung der ganz- 
jährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft 
nach diesem Gesetz erreicht hat, 

— welche arbeitsmarktpolitischen, sozialpoliti- 
schen und volkswirtschaftlichen Auswirkun- 
gen die Förderung in der Berichtszeit gehabt 
hat. 

Der Bericht soll überdies Angaben über die 
Bauausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden 
für die Schlechtwetterzeit enthalten. 


Die Bundesregierung erfüllt mit dem Winter- 
baubericht 1975 zum dritten Mal diesen Auftrag. 

Fundstellen des Winterbau-Berichts 1973: 
Bundestags-Drucksache 7/1623, 
Bundesrats-Drucksache 105/74. 

Fundstellen des Winterbau-Berichts 1974: 
Bundestags-Drucksache 7/3508, 
Bundesrats-Drucksache 238/75. 

2. Die Bundesregierung stützt sich bei ihrem Be- 
richt auf einen Erfahrungsbericht des Präsiden- 
ten der Bundesanstalt für Arbeit, der seinerseits 
Beiträge der Landesarbeitsämter und Arbeits- 
ämter ausgewertet hat, sowie auf die Ergebnisse 
der Erhebungen aus den verschiedenen Bereichen 
der Bautätigkeit der öffentlichen Hand im Win- 
ter 1974/75 und auf Daten des Statistischen Bun- 
desamtes. 
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l. Umfang der Förderung der ganzjährigen Beschäftigung im Winter 1974/75 


1 . Produktive Winterbauförderung 

a) Zuschüsse und Darlehen an Arbeitgeber des Bau- 
gewerbes für den Erwerb oder die Miete von 
Winterbaugeräten und -einrichtungen 

Die Inanspruchnahme der Investitionskostenzuschüs- 
se ist im Winter 1974/75 gegenüber dem voraufge- 
gangenen Winter gesunken. Die Zahl der bei den 
Arbeitsämtern gestellten Förderüngsanträge fiel um 

20 V. H. auf 4 787 (Vorjahr: 5 978); die ausgezahlten 
Zuschüsse sanken um 32,6 v. H. auf 16,1 Millionen 
DM (Vorjahr: 23,9 Millionen DM). Mietkostenzu- 
schüsse wurden im Berichtszeitraum nicht in An- 
sprudi genommen — Tabellen 1, 4, 6 — . 

Von 2 853 mit Förderung der Bundesanstalt für 
Arbeit angeschafften Winterbau-Schutzhallen konn- 
ten nach Berichten der Arbeitsämter 1 587 oder 
55,6 V. H. mangels geeigneter Bauobjekte nicht ein- 
gesetzt werden. Der Investitionskostenzuschuß 
mußte lediglich in 104 Fällen zurückgefordert wer- 
den, weil die Hallen schuldhaft zweckentfremdet 
oder nicht eingesetzt wurden; davon entfallen 100 
Fälle auf Betriebsstillegungen oder Konkursanmel- 
dungen. 

Wegen der Verteilung der Fälle zweckentfremdeter 
Verwendung von Winterbau-Schutzhallen, die mit 
Produktiver Winterbauförderung angeschafft wor- 
den waren, auf die Landesarbeitsämter wird auf 
Tabelle 2 verwiesen. 

b) Zuschüsse an Arbeitgeber des Baugewerbes zu 
den auf Winterbaustellen geleisteten Arbeitsstun- 
den (Mehrkostenzuschüsse) 

Mehrkostenzuschüsse wurden im Winter 1974/75 
ebenfalls weniger in Anspruch genommen als im 
Jahr zuvor, jedoch ist der Rückgang weit weniger 
ausgeprägt als bei den Investitionskostenzuschüssen 
oder als der Rückgang der Zahl der in der Schlecht- 
wetterzeit geleisteten Arbeitsstunden. Die Zahl der 
Anerkennungsanträge sank um 7,1 v. H. auf 23 295 
(Vorjahr: 25 077). Davon wurde 20 906 (Vorjahr; 

21 894) Anträgen stattgegeben. Das Verhältnis der 
Zahl der bewilligten Anträge zur Zahl der gestellten 
Anträge hat sich seit dem Inkrafttreten der Winter- 
baunovelle aus dem Jahre 1972 laufend verbessert: 

1972/1973 78,9 v. H. 

1973/1974 87,3 v. H. 

1974/1975 89,7 v. H. 

In der Zeit vom 1. November 1974 bis zum 31. Ok- 
tober 1975 zahlten die Arbeitsämter 51,7 Millionen 
DM (Vorjahr: 64,3 Millionen DM) an Mehrkosten- 
zuschüssen — Tabellen 3, 4, 6 — . 


Die geförderten Winterbauvorhaben unter Voll- 
schutz sind um 19,7 v. H. auf 850 (Vorjahr: 1 059) 
zurückgegangen. 

c) Leistungen an Arbeitnehmer des Baugewerbes 

An Wintergeld wurden für die Förderungszeit 1974/ 
1975 (16. Dezember bis 15. März) 657,6 Millionen DM 
(Vorjahr: 789,6 Millionen DM) ausgezahlt (Zahlun- 
gen der Bundesanstalt bis zum 31. Oktober 1975). 
Die Zahl der damit geförderten Arbeitsstunden 
(328,8 Millionen) liegt um 16,7 v. H. niedriger als im 
Winter zuvor (394,8 Millionen). 

Trennungsbeihilfe und Fahrkostenzuschüsse wurden 
— wie in allen Schlechtwetterzeiten seit dem Inkraft- 
treten der Winterbaunovelle — kaum in Anspruch 
genommen. Artikel 1 § 1 Nr. 19 des Gesetzes zur 
Verbesserung der Haushaltsstruktur im Geltungs- 
bereich des Arbeitsförderungs- und des Bundes- 
versorgungsgesetzes (HStruktG-AFG) vom 18. De- 
zember 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 3113) läßt ab 
1. Januar 1976 diese beiden Leistungen wegfallen. 

d) Winterbau-Umlage 

Der Bundesanstalt für Arbeit sind für die Zeit vom 

1. Mai 1974 bis zum 30. April 1975 insgesamt 917,5 
Millionen DM als Winterbau-Umlage zugeflossen 
(Vorjahr: 947,5 Millionen DM). Diesem Aufkommen 
steht als Aufwand der Bundesanstalt für die Pro- 
duktive Winterbauförderung gegenüber: 

Investitionskostenzuschüsse 16,1 Millionen DM 

Mehrkostenzuschüsse 51,7 Millionen DM 

Wintergeld 657,6 Millionen DM 

zusammen 725,4 Millionen DM 

Da bereits im Winter 1974/75 abzusehen war, daß 
das Aufkommen aus der Winterbau-Umlage bei dem 
bisherigen Umlagesatz von 4 v. H. auch für die För- 
derungszeit 1975/76 höher sein würde als der Auf- 
wand für die Produktive Winterbauförderung, hat 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung die 
Umlage ab 1. Mai 1975 auf 3,5 v. H. der lohnsteuer- 
pflichtigen Bruttoarbeitslöhne gesenkt (Verordnung 
zur Änderung der Winterbau-Umlageverordnung 
vom 30. April 1975 — Bundesgesetzbl. I S. 1102). 

2. Schlechtwettergeld 

Die Zahl der angezeigten witterujagsbedingten Aus- 
falltage ist gegenüber dem Vorjahr um rd. 30,5 v. H. 
zurückgegangen. Sie erreichte mit nur 15,2 Millionen 
den niedrigsten Stand der letzten vierzehn Jahre. 
Die Arbeitsämter haben für 5 971 (= 0,8 v. H.) von 
768 679 Einzelanzeigen (§15 Abs. 1 der Winterbau- 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 22. Januar 1976 — ll4 (IV 13) — 804 02 — Wf 7/76. 
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Anordnung) und für 4 867 (= 2 v. H,) von 246 388 
Sammelanzeigen (§15 Abs. 3 der Winterbau-Anord- 
nung) zwingende Witterungsgründe als Ursachen 
des Arbeitsausfalls nicht anerkennen können. 

In der Zeit vom 1. Juli 1974 bis zum 30. Juni 1975 
gab die Bundesanstalt insgesamt 390 Millionen DM 
(Vorjahr: 562 Millionen DM) für Schlechtwettergeld 
aus — Tabellen 5, 6 — . 

Artikel 1 § 1 Nr. 22 HStruktG-AFG läßt ab 1. Januar 
1976 den Zuschlag zum Schlechtwettergeld Wegfäl- 
len. Dadurch werden sich die jährlichen Ausgaben 
der Bundesanstalt für das Schlechtwettergeld künftig 
— in einer Größe um 30 Millionen DM — vermin- 
dern. 

3. Kurzarbeit in der Bauwirtschaft 

Die konjunkturelle Lage in der Bauwirtschaft führte 
dazu, daß im Berichtszeitraum in Baubetrieben in 
erheblichem Umfange verkürzt gearbeitet wurde. Die 


Zahlen der verkürzt arbeitenden Betriebe und der 
Kurzarbeiter im Bauhauptgewerbe, im Ausbau- und 
Bauhilfsgewerbe sowie in der Zimmerei und der 
Dachdeckerei weisen folgende Entwicklung aus: 


Monate der 
Schlechtwetter- 
zeit 1974/75 

Zahl der 
Betriebe 

Zahl der 
Kurz- 
arbeiter 
in der 
Bauwirt- 
schaft 

Gesamt- 
zahl der 
Kurz- 
arbeiter 
aller 
Wirt- 
schafts- 
gruppen 

November 

914 

10 905 

461 448 

Dezember 

1 306 

17 360 

703 313 

Januar 

2 398 

36 309 

900 552 

Februar 

3 675 

55 003 

956 514 

März 

3 572 

52 633 

813 390 


II. Auswirkungen der Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der 
Bauwirtschaft im Winter 1974/75 


Die Berichtszeit ist dadurch gekennzeichnet, daß der 
meteorologische Winter 1974/75, d. i. die Zeit vom 
1. Dezember bis zupi 28. Februar gegenüber lang- 
jährigen Mittelwerten um 3,8 wärmer verlief. Die 
Hochbautätigkeit ist durch den Witterungsverlauf 
der letzten Schlechtwetterzeit kaum beeinträchtigt 
worden. Etwas stärkere Erschwernisse brachte der 
Witterungsverlauf allerdings für den Tiefbau, für 
Außenputz- und Isolierarbeiten; denn die Nieder- 
schläge im Durchschnitt der fünf Monate der 
Schlechtwetterzeit lagen um 27 v. H. über dem lang- 
jährigen Mittel; der Hauptanteil der Niederschläge 
entfiel auf den Monat Dezember 1974. Die Impulse, 
die von diesem baugünstigen Witterungsverlauf auf 
den Winterbau hätten ausgehen können, blieben je- 
doch wegen der konjunkturellen Einflüsse auf den 
Baumarkt weitgehend aus; die günstige Witterung 
führte lediglich zu einer wenn auch merkbaren Min- 
derung der Inanspruchnahme von Schlechtwetter- 
geld. 

Bei der Beurteilung der Auswirkungen der Winter- 
bauförderung im Berichtszeitraum ist auch die wirt- 
schaftliche Entwicklung auf dem Baumarkt von er- 
heblicher Bedeutung. Die Bauproduktion sank im 
Jahre 1974 um fast 7 v. H. unter das Niveau des 
Vorjahres, die geleisteten Arbeitsstunden vermin- 
derten sich um insgesamt 12 v. H., die Zahl der Be- 
schäftigten unterschritt mit 1,359 Millionen im Jah- 
resdurchschnitt den Vorjahresstand um gut 10 v. H., 
die Zahl der Insolvenzen verdoppelte sich nahezu 
mit 1 150 gegenüber dem Vorjahr, die Kapazitäten 
waren im Jahresdurchschnitt nur zu etwas über die 
Hälfte ausgelastet, die Investitionsausgaben gingen 


erheblich zurück (vgl. Schnelldienst des ifo-Instituts 
für Wirtschaftsforschung, München, Nr. 18 vom 
20. Juni 1975). 

Der rückläufigen Beschäftigtenzahl und der vermehr- 
ten Kurzarbeit im Bauhauptgewerbe sowie der rück- 
läufigen Investitionsausgaben entsprechen im Be- 
reich der Winterbauförderung die verminderte Zahl 
der durch Wintergeld geförderten Arbeitsstunden 
und die — in unterschiedlichem Ausmaß — ver- 
minderte Zahl von Anträgen auf Mehrkostenzu- 
schuß und Investitionskostenzuschuß. Der nur sehr 
schwache Rückgang der Anträge auf Mehrkostenzu- 
schuß läßt dennoch den Schluß zu, daß die Winter- 
bauförderung selbst in einer für die Bauwirtschaft 
schwierigen Lage geeignet ist, die Baubetriebe zu 
einer kontinuierlichen Bautätigkeit anzureizen. Das 
zeigt auch der Umstand, daß die rückläufige Ent- 
wicklung bei der Zahl der geleisteten Arbeitsstun- 
den nicht für den einzelnen Bauarbeiter gilt. Trotz 
Kurzarbeit im Baugewerbe und trotz einer kleineren 
Zahl von Arbeitstagen im Berichtszeitraum hat sich 
die Zahl der je Bauarbeiter durchschnittlich gelei- 
steten Arbeitsstunden gegenüber dem Vorjahr er- 
höht: Sie stieg von 699 in der Schlechtwetterzeit 
1973/74 auf 710 in der Schiechtwetterzeit 1974/75. 
(Die Abweichungen dieser Zahlen von denjenigen 
der Tabelle 4 beruhen darauf, daß sich die Tabelle 
auf den 31. Oktober als Stichtag bezieht, während 
hier die Zahlen der in den Monaten der Schlecht- 
wetterzeit tatsächlich beschäftigten Bauarbeiter zu- 
grunde liegen.) Dieser Anstieg läßt sich nicht allein 
auf den Rückgang der Zahl der angezeigten witte- 
rungsbedingten Arbeitsausfälle zurückführen. 
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Obgleich die Ergebnisse der Berichtszeit 1974/75 
von der wirtschaftlichen Entwicklung auf dem Bau- 
markt allgemein weniger günstig beeinflußt worden 
sind, ist die Förderung der ganzjährigen Beschäf- 
tigung in der Bauwirtschaft unter arbeitsmarkt-, so- 
zial- und wirtschaftspolitischen Gesichtspunkten un- 
verändert als positiv zu beurteilen. Ohne das För- 
derungssystem wäre die Zahl der arbeitslosen und 
verkürzt arbeitenden Bauarbeiter in der Schlecht- 
wette rzeit 1974/75 erheblich höher gewesen. Der 


Arbeitsmarkt wäre — unter Berücksichtigung des 
Multiplikatoreffekts, den die Bauwirtschaft auf an- 
dere Wirtschaftszweige ausübt, — im Berichtszeit- 
raum erheblich mehr belastet worden. 

Die Bundesregierung ist daher der Auffassung, daß 
an der Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in 
der Bauwirtschaft im Interesse der Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber der Bauwirtschaft, aber auch we- 
gen ihrer Vorteile für die gesamte Volkswirtschaft, 
festgehalten werden sollte. 


III. Bauausgaben der öffentlichen Hand in der Schlechtwetterzeit 1974/75 


1. Von den fast 21 000 bewilligten Anerkennungs- 
anträgen auf Mehrkostenzuschuß entfielen über 
4 800 (Vorjahr: 4 218) auf Bauvorhaben der öf- 
fentlichen Hand. Das sind 22,9 v. H. (Vorjahr: 
19,3 V. H.) aller bewilligten Anerkennungs- 
anträge. Auf Bauvorhaben des Bundes entfielen 
736 (Vorjahr: 671), auf Bauvorhaben der Länder 
878 (Vorjahr: 750), auf Bauvorhaben der Ge- 
meinden 2 116 (Vorjahr: 1 575) der bewilligten 
Anerkennungsanträge. Der Rest bezieht sich auf 
Bauvorhaben sonstiger juristischer Personen des 
öffentlichen Rechts. 

2. Nach den Angaben des Statistischen Bundes- 
amtes verteilten sich die Bauausgaben der öf- 
fentlichen Hand im Jahre 1974 auf Bund, Län- 
der und Gemeinden wie folgt: 

Bund: 5 630 Millionen DM 

(Vorjahr: 5 231 Millionen DM) 

Länder: 6 122 Millionen DM 

(Vorjahr: 5 254 Millionen DM) 

Gemeinden: 24 151 Millionen DM 

(Vorjahr: 22 720 Millionen DM) 


Die Bauausgaben der öffentlichen Hand in den 
Monaten November 1974 bis März 1975 verteilen 
sich auf Bund, Länder und Gemeinden wie folgt: 

Bund: 2 128 Millionen DM 

(Vorjahr: 1 965 Millionen DM) 

Länder: 2 554 Millionen DM 

(Vorjahr: 2 248 Millionen DM) 

Gemeinden: 

(Vorjahr: 8 833 Millionen DM) 

Wegen der Verteilung der Bauausgaben des 
ganzen Jahres und der Bauausgaben für die Mo- 
nate November 1974 bis März 1975 auf Länder 
und Gemeinden wird auf die Tabelle 8 verwie- 
sen. 

Der Bereich der Finanzbauverwalturigen der 
Länder und der Bundesbaudirektion weist für 
die Berichtszeit folgende Gesamtzahlen von Bau- 
stellen aus, auf denen während der Winter- 
periode gearbeitet wurde: 



1974/75 

Veränderung gegen Vorjahr 

Gesamtzahl 
der Baustellen 

davon mit Winter- 
bauschutz- 
maßnahmen 

Gesamtzahl 
der Baustellen 

davon mit Winter- 
bausdiutz- 
maßnahmen 

Bund zivil 

2 363 

36 

+ 1 190 

-41 

Bund milit 

3 798 

62 

+ 1 976 

- 2 

Länder 

6 823 

207 

+ 4 489 

+ 48 

insgesamt 

12 984 

305 

+ 7 655 

+ 5 
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Langfristig hat sich in diesem Bereich der öffentlichen Hand die Gesamtzahl der Baustellen, auf denen wäh- 
rend der Winterperiode gearbeitet wurde, wie folgt verändert: 


Winterperiode 

1966/67 

1967/68 

1968/69 

1969/70 

1970/71 

1971/ 

72 1) 

1972/73 

1973/74 

1974/ 

75 2) 

Gesamtzahl 

695 

573 

502 

562 

718 

1 827 

3 245 

5 329 

12 984 

Veränderung gegen Vor- 










jahr in V. H 

-7,3 

-21,2 

-14,1 

+ 12 

+ 27,8 

+ 155 

+ 78 

+ 64,2 

+ 143,6 


Ab 1971/72 wurden erstmals auch die „kleineren" Baumaßnahmen erfaßt. 
-) Ab 1974/75 wurden erstmals alle Baumaßnahmen erfaßt. 


Die Finanzbauverwaltungen weisen folgende Bauleistungen im Berichtszeitraum aus: 



1974/75 

Veränderungen gegen Vorjahr 

insgesamt 

erbrachte 

Bauleistung 

davon auf Bau- 
stellen mit Winter- 
bauschutzmaß- 
nahmen 

insgesamt erbrachte Bauleistung 

TDM 

TDM 

TDM 1 

V. H. 

Bund zivil 

196 363 

10211 

+ 86 820 

+ 44,2 

Bund milit 

751 354 

61 031 

+ 275 370 

+ 37,6 

Länder 

975 325 

116 859 

+ 566 934 

+ 58,1 

insgesamt 

1 923 042 

188 101 

+929 124 

+ 48,3 


Für die Hochbaumaßnahmen des Bundes (ohne Bahn und Post) ergeben sich die folgenden Verhältniswerte: 


Winterperiode 

Vorj ahres-Bauvolumen 

Winterbauleistung 

TDM 

TDM 

V. H. des Vor- 
jahresbau- 
volumens 

1971/72 

1 835 958 

454 586 

rd. 25 

1972/73 

1 801 087 

568 034 

Id. 31 

1973/74 

2 191 641 

585 527 

rd. 21 

1974/75 

2 351 076 

947 717 

rd. 40 


Dabei wird aus erhebungstechnischen Gründen 
die Winterbauleistung dem Gesamtbauvolumen 
des Vorjahres gegenübergestellt, also die Win- 
terbauleistung 1974/75 dem Jahresbauvolumen 
1974. 

Wenn auch das Ergebnis der diesjährigen Win- 
terbaumeldungen sich nur bedingt mit den Er- 
hebungen der Jahre davor vergleichen läßt, weil 
in diesem Jahr erstmalig alle Baumaßnahmen 
— d. h. alle einmaligen großen und kleinen Bau- 
maßnahmen und der gesamte Bauunterhalt — 
erfaßt worden sind, so zeigt doch die diesjährige 


Erhebung, daß der Anteil der Winterbauleistung 
den Wert erreicht hat, der dem zeitlichen Anteil 
der Winterperiode (November bis März) am vol- 
len Jahr entspricht. Zu diesem Ergebnis hat nicht 
nur die milde Witterung beigetragen, wesent- 
liche Teile der Sonderprogramme der Bundes- 
regierung aus dem Jahre 1974 sind in der Be- 
richtszeit bauwirksam geworden. Auch zeigen 
die Baudienststellen eine größere Aufgeschlos- 
senheit gegenüber dem Gedanken des ganzjäh- 
rigen Bauens und eine größere Bereitschaft, 
durch voraussdiauende Planung und gezielte 
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Auftragsvergabe die Voraussetzungen für sinn- 
vollen Winterbau zu schaffen. Die Erkenntnis, 
daß hier der Schlüssel für eine gesicherte durch- 
gehende Bautätigkeit und damit für eine ganz- 
jährige Beschäftigung der Bauarbeiter liegt, 
scheint sich weiter ausgebreitet zu haben. 

Im Bereich der Deutschen Bundespost betragen 
die Bauausgaben für die Berichtszeit 609,6 Mil- 
lionen DM für Hochbaumaßnahmen und 355,3 
Millionen DM für Tiefbaumaßnahmen. 

Der Tiefbaubereich des Bundes verzeichnet für 
die Berichtszeit folgende Bauausgaben: 

— Die Bauausgaben im Bereich der Bundesfern- 
straßen betrugen in der Zeit vom 1. Novem- 
ber 1974 bis 31. März 1975 1 446 Millionen 
DM gegenüber 4 367 Millionen DM im ge- 
samten Jahr 1974. Etwa 650 Straßen- und 
Brückenbauvorhaben (mit einer jeweiligen 
Bausumme über 25 000 DM) konnten ohne 
Unterbrechung durchgeführt werden-, für 
etwa 15 Brückenbaustellen wurden Winter- 
bau-Schutzvorkehrungen getroffen. 

— Die Bauausgaben im Bereich der Bundeswas- 
serstraßen betrugen in der Zeit vom 1. No- 
vember 1974 bis 31. März 1975 321 Millio- 
nen DM gegenüber 770 Millionen DM im ge- 
samten Jahr 1974. 

— Die Bauausgaben im Bereich der Deutschen 
Bundesbahn betrugen in der Zeit vom 1. No- 
vember 1974 bis 31. März 1975 702 Millionen 
DM gegenüber 2 331 Millionen DM im ge- 
samten Jahr 1974. In der Berichtszeit konnten 
1 073 Bauvorhaben ohne Unterbrechung 
durch geführt werden; auf 741 Baustellen 
wurde zeitweise gearbeitet; für 20 Baustel- 
len wurden Winterbau-Schutzvorkehrungen 
getroffen. Die Bauleistungen wurden über 
Jahresbaubetriebspläne und Bauzeitpläne so 
gesteuert, daß witterungsempfindliche Arbei- 
ten vorwiegend im Sommer und witterungs- 
unempfindliche Arbeiten mit Schwerpunkt im 
Winter ausgeführt wurden. 

3. Die bei den Selbstverwaltungsorganen der Bun- 
desanstalt für Arbeit errichteten Winterbauaus- 
schüsse haben ihr Bemühen bei den zuständigen 
Stellen des Bundes, der Länder und Gemeinden 


nachdrücklich fortgesetzt, daß Bauaufträge der 
öffentlichen Hand sowie des öffentlich geförder- 
ten und steuerbegünstigten Wohnungsbaus in 
angemessenem Umfang während der Schlecht- 
wetterzeit durchgeführt werden. 

Im Rahmen der Vergabe bauwirksamer Mittel 
hat die Bundesanstalt für Arbeit einen neuen 
Weg beschritten, Anreize zum Bauen im Winter 
zu schaffen. Sie hat durch Anderungsanordnung 
vom 11. Dezember 1974 zur Anordnung über die 
Förderung der Errichtung von Arbeitnehmer- 
und Jugendwohnheimen (Amtliche Nachrichten 
der Bundesanstalt für Arbeit 1975, S. 321) die 
folgenden Bestimmungen geschaffen: 

„Für Rohbauarbeiten, die auf ausreichend ge- 
schützten Baustellen innerhalb der Förderungs- 
zeit im Sinne des § 75 Abs. 2 Nr. 1 AFG durch- 
geführt werden, wird auf Antrag . . . über die 
in Absatz 1 genannten Grenzen hinaus für jede 
mit Mehrkostenzuschuß zu fördernde Arbeits- 
stunde ein Zuschuß von 3,50 DM gewährt. Das 
gilt nicht für Baustellen, auf denen innerhalb 
der Förderungszeit weniger als 1 000 Arbeits- 
stunden mit Rohbauarbeiten geleistet worden 
sind ..." 

Der Vorstand der Bundesanstalt für Arbeit hat 
bei der Bundesregierung, den Landesregierungen 
und den kommunalen Spitzenverbänden ange- 
regt, ähnliche Bestimmungen für die Vergabe 
bauwirksamer Mittel vorzusehen. Die Prüfung 
dieses Vorschlages ist noch nicht abgeschlossen. 

4. Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau hat unter dem 23. Juli 1975 neue 
Richtlinien über die kontinuierliche Durchfüh- 
rung von Bau auf gaben des Bundes im Zustän- 
digkeitsbereich der Finanzbauverwaltung erlas- 
sen — Anlage 9 — . Diese Richtlinien stellen den 
Grundsatz der kontinuierlichen Durchführung von 
Baumaßnahmen des Bundes auf und ordnen an, 
daß die hierfür erforderlichen Maßnahmen recht- 
zeitig zu treffen sind. Sie werden im Winter 
1975/76 eine erste Erprobung erfahren, insbe- 
sondere im Zusammenhang mit dem Programm 
der Bundesregierung vom 27. August 1975 zur 
Stärkung von Bau- und anderen Investitionen 
(Drucksache 7/4013), das die Förderung zahlrei- 
cher Bauvorhaben des Bundes im Zuständigkeits- 
bereich der Finanzbauverwaltungen vorsieht. 


IV. Änderung von Rechtsvorschriften 


Uber die in diesem Bericht angesprochenen Änderungen von Rechtsvorschriften hinaus schlägt die Bundes- 
regierung z, Z. keine Rechtsänderungen vor. 
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Tabelle 1 


Zuschüsse und Darlehen an Arbeitgeber des Baugewerbes 
für den Erwerb oder die Miete von Winterbaugeräten und -einrichtungen 


Zeitraum 

1. November bis 31. Oktober 

Anerkennungsanträge 

Ausgezahlte Beträge 

Zuschüsse 

1 Darlehen 

Mietkosten- 

zuschüsse 

DM 

gestellt 

1 bewilligt 

in Millionen DM 

1969/70 

2 781 

1 734 

4,7 

4,6 

479 062 

1970/71 

5 544 

4 203 

25,6 

5,4 

326 405 

1971/72 

6 634 

5 893 

48,2 

3,8 

324 959 

1972/73 

14 192 

12 742 

86,7 

0,7 

459 054 

1973/74 

5 978 

5 257 

23,5 

0,1 

503 147 

1974/75 

4 787 

4 170 

16,1 

— 

— 


Tabelle 2 


Zweckentfremdete Verwendung von 
Winterbau-Schutzhallen 



Zahl der Fälle, in denen 

Landesarbeitsamt 

der Nach- 
weis der 
zweck- 
entspre- 
chenden 
Verwen- 
dung zu 
führen 
war 

die 

Winter- 
bauschutz- 
halle 
mangels 
geeigneter 
Bauauf- 
träge nicht 
eingesetzt 
werden 
konnte 

der 

Zuschuß 

zurück- 

gefordert 

wurde 

Schleswig-Hol- 




stein - Hamburg 

257 

155 

11 

Niedersachsen- 




Bremen 

548 

271 

14 

Nordrhein- 

Westfalen 

473 

256 

26 

Hessen 

323 

197 

5 

Rheinland-Pfalz- 


Saarland 

188 

125 

1 

Baden- 

Württemberg . . 

540 

254 

22 

Nordbayern 

242 

146 

8 

Südbayern 

245 

172 

17 

Berlin 

37 

11 

— 


2 853 

1 587 

104 

Schlechtwetterzeit 




1973/74 

2 573 

1 028 

28 
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Drucksache 1IAS2\ 


Tabelle S 


Geleistete Arbeitsstunden, angezeigte Ausfalltage und arbeitslose Bauarbeiter 


Schlechtwetterzeit 

Geleistete 
Arbeits- 
stunden in 
Millionen 

Arbeits- 
stunden 
je Arbeiter 
des Bau- 
gewerbes 

Angezeigte 
Ausfalltage 
in Millionen 

Ausfalltage 
je Arbeiter 
des Bau- 
gewerbes 

Arbeitslose 
Männer 
aus dem 
Baugewerbe 
— jeweils 
Höchst- 
stand — 

1959/60 

927,0 

736 

11,9 

9,5 

254 113 

1960/61 

976,0 

791 

12,2 

9,9 

133 495 

1961/62 

886,2 

694 

31,2 

24,4 

72 309 

1962/63 

707,6 

518 

60,7 

44,5 

97 368 

1963/64 

934,6 

653 

37,5 

26,2 

81 528 

1964/65 

950,6 

662 

32,5 

22,6 

73 923 

1965/66 

964,7 

673 

30,2 

21,1 

64 562 

1966/67 

913,6 

664 

16,1 

11,7 

200 234 

1967/68 

826,7 

643 

28,0 

21,8 

156 675 

1968/69 

804,3 

620 

34,6 

26,7 

91 036 

1969/70 

725,3 

559 

51,7 

39,8 

67 315 

1970/71 

888,5 

670 

31,8 

23,9 

57 118 

1971/72 

912,0 

687 

22,9 

17,3 

67 040 

1972/73 

902,9 

691 

18,9 

14,6 

51 821 

1973/74 

797,6 

637 

21,9 

17,2 

91 573 

1974/75 

688,7 

635 

15,6 

14,0 

139516 


nach Landesarbeitsamtsbezirken vom 1. November 1974 bis 31. Oktober 1975 


Tabelle 4 


Mehrkostenzusdiuß 


Anerkennungsanträge 


Leistungsanträge 


gestellt 

insgesamt 

1 bewilligt 

gestellt 

bewilligt 

davon (Spalte 6) für 
Bauvorhaben unter 

darunter (Spalte 6) für 
Bauvorhaben 

Voll- 

schutz 

kombi- 

niertem 

Schutz 

sonstigen 

Schutz- 

vorkeh- 

rungen 

Bund 

Länder 

Ge- 

meinden 

5 1 

1 6 

1 7 1 

1 8 1 

1 9 

1 10 

1 n 

1 12 

1 13 

1 14 

1 052 

912 

76 

58 

778 

69 

125 

34 

1 141 

1 137 

2 383 

2 104 

161 

117 

1 826 

89 

121 

244 

2 225 

2 090 

3 260 

2 806 

105 

184 

2 510 

74 

96 

394 

3 153 

2 764 

1 560 

1 249 

62 

85 

1 102 

78 

42 

110 

1 323 

1 316 

1 765 

1 539 

45 

60 

1 434 

80 

46 

141 

1 627 

1 537 

7 230 

6 783 

242 

162 

6 379 

163 

214 

653 

6 768 

6 502 

2 180 

1 978 

63 

41 

1 874 

60 

80 

216 ; 

1 918 

1 834 

3 648 

3 350 

70 

71 

3 209 

117 

' 103 

317 

3 209 

3 078 

217 

185 

26 

24 

142 

6 

51 

7 

193 

157 

23 295 

20 906 

850 

802 

19 254 

736 

878 

2 116 

21 557 

20 415 
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Tabelle 6 


Beschäftigte Arbeiter im Baugewerbe, angezeigte Ausfalltagewerke, 
Ausfall tagewerke je Bauarbeiter und Ausgaben für Schlechtwettergeld, 
Wintergeld, Investitionskostenzuschuß und Mehrkostenzuschuß 
nach Landesarbeitsamtsbezirken 


Landesarbeitsamtsbezirk 

Beschäftigte 
Arbeiter im 
Baugewerbe 
am 31. Ok- 
tober 1974 

Angezeigte 

Ausfall- 

tagewerke 

1974/75 

Ausfall- 
tage- 
werke 
je Bau- 
arbeiter 
1974/75 

Ausgaben (jeweils in 1 000 DM *) 
vom 1. November 1974 bis 

31. Oktober 1975 

Schlecht- 

wetter- 

geld 

Winter- 

geld 

Investi- 

tions- 

kosten- 

zuschuß 

Mehr- 

kosten- 

zuschuß 

Schleswig- Holstein — 








Hamburg 

73 254 

1 038 325 

14,2 

27 646 

50 656 

701 

3 906 

Niedersachen-Bremen .... 

141 355 

1 954 711 

13,8 

50 028 

89 283 

1 849 

5 062 

Nordrhein- Westfalen .... 

267 696 

2 890 513 

10,8 

71 237 

191 985 

2 980 

10 554 

Hessen 

96 407 

1 446 505 

15,0 

37 769 

63 425 

1 481 

5 643 

Rheinland-Pfalz — Saarland 

79 240 

1 320 214 

16,7 

30 590 

47 743 

1 190 

2 884 

Baden-Württemberg 

175 602 

2 414 986 

13,8 

57 276 

105 874 

5 141 

11 487 

Nordbayern 

93 827 

1 828 232 

19,5 

46 435 

39 564 

1 154 

3 279 

Südbayern 

124 376 

1 932 107 

15,5 

53 056 

48 654 

1 225 

7 372 

Berlin (West) 

32 538 

404 441 

12,4 

12 087 

20 439 

398 

1 546 

Bundesgebiet einschließlich 








Berlin (West) 

1 084 295 

15 230 034 

14,0 

386 124 

657 623 

16 119 

51 733 


*) geringe Differenzen durch Runden der Zahlen 


Tabelle 7 


Gesamteinnahmen der Bundesanstalt für Arbeit aus Beiträgen und Umlagen 
sowie Ausgaben für die Bauwirtschaft 


Berichtszeit 

1. Juli bis 30. Juni 

Einnahmen der Bundesanstalt 
aus Beiträgen und Umlage 
(jeweils in Millionen DM) 

Ausgaben für die Bauwirtschaft 
(jeweils in Millionen DM) 

ins- 

gesamt 

darunter 
aus der 
Bauwirt- 
sdiaft 

darunter 

Umlage 

Anteil 
der Ein- 
nahmen 
aus der 
Bauwirt- 
sdiaft 
in V. H. 
der Ge- 
samtein- 
nahmen 

Investi- 

tions- 

kosten- 

zusdiuß 

Mehr- 

kosten- 

zusdiuß 

Winter- 

geld 

Schlecht- 

wetter- 

geld 

Arbeits- 
losen- 
geld für 
arbeits- 
lose Bau- 
arbeiter 

ins- 

gesamt 

1972/73 

6 330 

1 320 

864 

20,9 

88 1) 

32 2) 

718 

482 

199 

1 519 

1973/74 

7 098 

1 415 

948 

18,9 

33 3) 

59*) 


562 

528 

1 986 

1974/75 

7 996 

1 369 5) 

917 

17,1 

13 

58 

668 

390 

1 337 

2 466 


einschließlidi 1,5 Millionen DM Darlehen 

“) einsdiließlidi 0,5 Millionen DM Zuschüsse an private Bauherren (auslaufende Fälle) 
einschließlich 190 000 DM Darlehen 

*) einschließlich 8 000 DM Zuschüsse an private Bauherren (auslaufende Fälle) 

®) geschätzt 
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Tabelle 8 


Bauausgaben der Länder und Gemeinden im Jahre 1974 und in der Zeit 
von November 1974 bis März 1975 


Land 

Staat 

Gemeinden 

Ausgaben im j 
ganzen Jahr 

Ausgaben in 
November 
bis März 

Ausgaben im 
ganzen Jahr 

Ausgaben in 
November 
bis März 

Schleswig-Holstein 

201 

85 

853 

365 


( 168 ) 

( 68 ) 


( 322 ) 

Niedersachsen 

473 

198 

2 899 



( 324 ) 

( 159 ) 

(2 736 ) 


Nordrhein-Westfalen 

852 

388 

6 829 



( 731 ) 

( 304 ) 

(6 455 ) 

(2 606 ) 

Hessen 

507 

205 

2 549 

1 016 


( 526 ) 

( 218 ) 

(2 411 ) 

( 949 ) 

Rheinland-Pfalz 

349 

143 

1 433 

574 


( 298 ) 

( 119 ) 

(1 363 ) 

( 545 ) 

Baden-Württemberg 

877 

358 

4 822 

1 923 


( 688 ) 

( 308 ) 

(4 530 ) 

(1 734 ) 

Bayern 

842 

336 

4 413 

2 005 


( 722 ) 

( 301 ) 

(4 088 ) 

(1 423 ) 

Saarland 

82 

40 

353 

138 


( 57 ) 

( 27 ) 

( 331 ) 

( 121 ) 

Hamburg 

811 

320 




( 741 ) 

( 312 ) 



Bremen 

522 

223 




( 419 ) 

( 188 ) 



Berlin 

610 

258 




( 583 ) 

( 244 ) 
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Anlage 1 


A, Absdinitt K 22 — RBBau 

(Richtlinien für die Durchführung von Bauaufgaben des Bundes 
im Zuständigkeitsbereich der Finanzbauverwaltungen) 


„ Kontinuierliches Bauen 

1. Die Baumaßnahmen des Bundes sind grundsätz- 
lich kontinuierlich durdizuführen. Zu diesem 
Zweck ist im Rahmen der haushaltsrechtlichen 
und technischen Möglichkeiten sowie des wirt- 
schaftlich Vertretbaren dafür zu sorgen, daß Bau- 
arbeiten im Winter aus- oder weitergeführt wer- 
den können. Die hierfür erforderlichen Maß- 
nahmen sind rechtzeitig zu treffen. 

2. Bei der Vorbereitung von Baumaßnahmen sind 
die Arbeiten festzustellen, die sich — gegebe- 
nenfalls mit besonderen Schutzvorkehrungen — 
für die Ausführung im Winter eignen. Für den 
Winterbau sind insbesondere solche Bauarbeiten 
geeignet, bei denen die Mehrkosten in einem an- 
gemessenen Verhältnis zur Winterbauleistung 
stehen. 

Der Bauablauf ist so zu planen, daß witterungs- 
empfindliche Arbeiten möglichst vor Beginn der 
Frostperiode abgeschlossen und während des 
Winters überwiegend witterungsempfindliche 
Arbeiten ausgeführt werden. 

3. Schutzvorkehrungen sind möglich, 

— als Vollschutz, 

indem ein Bauwerk oder Teile eines Bau- 
werks voll vor Witterungseinflüssen gesichert 
werden (z. B. durch Winterbauhallen ) ; 

— als Teilschutz, 

indem ein Bauwerk oder Teile eines Bau- 
werks so hergerichtet werden, daß ein Wei- 
terarbeiten im Bauwerksinnern möglich wird 
(z. B. durch provisorisches Verschließen von 
Öffnungen) ; 

— als Einzelschutz, 

indem Arbeits- und Fertigungsstätten sowie 
Lagerplätze außerhalb eines Bauwerks so aus- 
gestattet werden, daß ein Weiterarbeiten 
möglich ist (z. B. durch Vorhalten und Be- 
trieb von Dampflanzen). 

Schutzvorkehrungen sind dann ausreichend, 
wenn sie die Fortführung der Bauarbeiten bei 
solchen ungünstigen Witterungsverhältnissen ge- 
währleisten, mit deren Eintritt im allgemeinen 
zu rechnen ist, 


4. Bei Aufstellung der HU-Bau — ist festzulegen, 
in welchem Umfang Schutzvorkehrungen vorge- 
sehen werden sollen. Dabei ist im Einzelfall zu 
prüfen, welche Schutzvorkehrungen unter Be- 
rücksichtigung der vorgegeben Termine erforder- 
lich und wirtschaftlich vertretbar sind. 

Die notwendigen Kosten sind bei der Kosten- 
gruppe 6 (Muster 5 a und 6) zu veranschlagen. 
Art und Umfang der beabsichtigten Maßnahmen 
sind im Erläuterungsbericht (Muster 7, Nr. 6) aus- 
führlich darzulegen. Für die bei der Planung und 
Veranschlagung zu berücksichtigenden Witte- 
rungsverhältnisse können Auskünfte der zustän- 
digen Wetterämter, für die erforderlichen Schutz- 
maßnahmen der Abschnitt D der „Hinweise für 
das Bauen im Winter" *) als Anhalt dienen. 

5. Die aufgrund der Kostenberechnung für den Win- 
terbau genehmigten Teilbeträge sind zweckge- 
bunden. 

6. Das Bauamt hat im Rahmen der genehmigten 
Ausgabemittel im Einzelfall nach dem jeweiligen 
Bedarf zu entscheiden, welche Schutzvorkehrun- 
gen notwendig sind, um das Bauvorhaben kon- 
tinuierlich fortzuführen. 

Wegen Beschreibung und Vergabe von Winter- 
bauschutzmaßnahmen vgl. Richtlinie Nr. 3 zu 
§ 2 VOB/A des Vergabehandbuches (VHB). 

7. Für die Durchführung von Bauunterhaltungsar- 
beiten während der Wintermonate vgl. C 5.3. 

8. Beim Vorstand der Bundesanstalt für Arbeit so- 
wie bei den Verwaltungsausschüssen der Landes- 
arbeitsämter und Arbeitsämter bestehen Aus- 
schüsse zur Förderung der ganzjährigen Beschäf- 
tigung in der Bauwirtschaft. Auf Verlangen sind 
diesen Ausschüssen in dem zur Erfüllung ihrer 
gesetzlichen Aufgabe erforderlichen Umfang Aus- 
künfte über die Planung, Vergabe und Durchfüh- 
rung von Baumaßnahmen zu erteilen (§ 191 
Abs. 2 AFG)." 


*) herausgegeben von der Rationalisierungsgemeinschaft 
Bauwesen im RKW Frankfurt/Main 11, Gutleut- 
straße 163 bis 167 
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B. Riditlinien zu § 2 VOB/A — VHB 

(Vergabehandbuch für die Durchführung von Bauaufgaben des Bundes 
im Zuständigkeitsbereich der Finanzbauverwaltungen Teil I) 


3 Förderung der ganzjährigen Bautätigkeit 

3.1 

Zur Förderung der ganzjährigen Bautätigkeit können 
WinterbauschutzmaßnaWen vorgesehen werden, 
mit denen eine einwandfreie Ausführung bzw. Wei- 
terführung der Bauarbeiten im Winter auch dann 
gewährleistet wird, wenn z. B. die Außentemperatur 
die in den ATV — VOB/C — oder in anderen ein- 
schlägigen DIN-Vorschriften angegebenen Witte- 
rungsgrenzwerte unterschreitet (vgl. RBBau K 22). 

Die Anordnung von Winterbauschutzmaßnahmen 
setzt voraus, daß in der Haushaltsunterlage — 
Bau — , ggf. in einem Nachtrag zur HU-Bau- (RBBau 
E 3.2), derartige Winterbauschutzmaßnahmen vorge- 
sehen sind. 

3.2 

Bei der Vergabe ist folgendes zu beachten: 

3 . 2.1 

In der Regel sollen besondere Winterbauschutzmaß- 
nahmen zusammen mit den Bauleistungen vergeben 
werden. Von der Möglichkeit, die Winterbauschutz- 
maßnahmen selbständig zu vergeben, sollte nur in 
begründeten Ausnahmefällen Gebrauch gemacht 
werden. 

3.2.2 

In der Leistungsbeschreibung ist ein besonderer Ab- 
schnitt „Maßnahmen für Arbeiten bei ungünstiger 
Witterung" vorzusehen. 

Winterbauschutzmaßnahmen sind in der Regel Be- 
darfsleistungen, weil sich Art und Umfang der erfor- 
derlichen Maßnahmen erst aufgrund der tatsächli- 
chen Witterungsverhältnisse genau bestimmen las- 
sen. Deshalb ist in die Vorbemerkungen zum Ab- 
schnitt „Maßnahmen für Arbeiten bei ungünstiger 
Witterung" folgender Zusatz aufzunehmen: 

„Die unter den folgenden Ordnungszahlen be- 
schriebenen Leistungen sind nur auszuführen, wenn 
und soweit sie der Auftraggeber besonders ab ruft." 
Die Leistungsbeschreibung kann erfolgen 

— durch genaue Beschreibung der im einzelnen 
geforderten Winterbauschutzmaßnahmen; hierbei 


^) Rationalisierungsgemeinsdiaft Bauwesen — RGBau — 
im Rationalisierungskuratorium der Deutschen Wirt- 
schaft — RKW — 6 Frankfurt 11, Gutleutstraße 163 bis 
167: RGBau-Merkblatt 14 — Leistungsbeschreibung für 
Winterbauschutzmaßnahmen — Teil II „Leistungsver- 
zeichnis (Muster)". Nicht anzuwenden sind die Teile I 
„Vorbemerkungen" und III „Begriffe und Begriffs- 
bestimmungen" ! 


können die Muster-Texte der „Leistungsbeschrei- 
bung für Winterbauschutzmaßnahmen" der 
RGBau ^) verwandt werden oder 

— in Form der Leistungsbeschreibung mit Lei- 
stungsprogramm. 

Unabhängig von der Form der Leistungsbeschrei- 
bung soll die Leistung nach folgendem Schema ge- 
gliedert und eine entsprechend differenzierte Vergü- 
tung vorgesehen werden: 

— Auf-, Ab- und Umbau der Winterbau-Schutzvor- 
kehrungen einschließlich Beheizungsanlagen usw. 
(z. B. pauschal), 

— Vorhalten der Winterbau-Schutzvorkehrungen 
(z. B. Einheitspreis je Zeiteinheit), 

- — Betrieb der Beheizungsanlagen (z. B. Einheits- 
preis je Zeiteinheit), 

— besondere, bei Wiederaufnahme der Arbeiten 
nach witterungsbedingten Ausfalltagen erforder- 
liche Maßnahmen (z. B. auf Nachweis). 

3 . 2.3 

In der Leistungsbeschreibung ist anzugeben, 

— ■ bis zu welchen Witterungsgrenzwerten (z. B. Luft- 
temperatur, Bodenfrosttiefe, Schneedeckenhöhe) 
die Bauarbeiten fortzuführen sind, 

— daß die Ausführungsfrist entsprechend verlän- 
gert wird, wenn die Witterungsgrenzwerte über- 
schritten werden und dies zur Unterbrechung der 
Arbeiten zwingt und 

— daß der Schutz der ausgeführten Leistungen ge- 
gen Winterschäden und die erforderlichen Mes- 
sungen der Witterungsgrenzwerte zu den Lei- 
stungen des Auftragnehmers gehören und nicht 
besonders vergütet werden. 

Außerdem ist in der Leistungsbeschreibung darauf 
hinzuweisen, daß die dem Auftragnehmer im Rah- 
men der Produktiven Winterbauförderung nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG) zustehenden Zu- 
schüsse bei der Vergütung der Winterbauschutzmaß- 
nahmen nicht abgezogen werden und daß der Bieter 
deshalb diese Zuschüsse bei der Kalkulation der An- 
gebotspreise zu berücksichtigen hat. 

3 . 2.4 

Etwa vorgesehene Vorhaltung von Schutzvorkeh- 
rungen für andere Auftragnehmer einschließlich der 
hierfür vorgesehenen Vergütung ist in der Lei- 
stungsbeschreibung eindeutig zu regeln. Die ande- 
ren Auftragnehmer (z. B. des Ausbaugewerbes) sind 
in Nr. 10 der Besonderen Vertragsbedingungen — 
EVM(B)BVB — besonders darauf hinzuweisen, 
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— welche Winterbau-Schutzvorkehrungen ihnen ggf. 
bauseits zur Mitbenutzung zur Verfügung ge- 
stellt werden, oder 

— inwieweit sie selbst wegen der Mitbenutzung 
derartiger Einrichtungen mit anderen Auftrag- 
nehmern Vereinbarungen treffen müssen. (Vgl. 
Nr. 12.4 der Zusätzlichen Vertragsbedingungen 
— EVM(B)ZVB — ). 

3.2.5 

Dem Bieter/ Auftragnehmer soll Gelegenheit gegeben 
werden, eigene Vorschläge für zweckmäßige Winter- 
bau-Schutzmaßnahmen zu machen. In der Regel sol- 
len daher Änderungsvorschläge und Nebenangebote 
als Alternativen zu den vom Auftraggeber vorgesehe- 
nen Fristen, Winterbauschutzmaßnahmen und son- 
stigen vom Auftragnehmer geforderten zusätzlichen 
Leistungen ausdrücklich zugelassen werden. In die- 
sen Fällen ist in der Aufforderung zur Abgabe eines 
Angebotes — EVM(B)A — die vorgesehene Leer- 
zeile entsprechend auszufüllen. 

3.3 Winterbauerhebung 

3.3.1 

Das Bauamt berichtet der Technischen Aufsichtsbe- 
hörde in der Mittelinstanz jeweils zum 1. Juni über 
die Bautätigkeit in der Zeit vom 1. November bis 
31. März. Es verwendet hierbei das Formblatt Sam- 
melmeldung — EFB- Winter 2 — (siehe Teil III), in 


dem alle großen und kleinen Neu-, Um- und Erwei- 
terungsbauten sowie die Bauunterhaltung des ge- 
samten Bauamtsbereichs erfaßt werden. 

Das Bauamt fügt der Sammelmeldung außerdem für 
jede Baustelle (ggf. mehrere für eine Baumaßnahme) 
großer Neu-, Um- und Erweiterungsbauten eine Ein- 
zelmeldung — EFB-Winter 1 — (siehe Teil III) bei. 

Für die Zwecke der Erhebung ist es ausreichend, 
wenn für die erbrachten Bauleistungen alle Zahlun- 
gen, ggf. Abschlagszahlungen (soweit sie noch nicht 
geprüft sind, die entsprechenden Rechnungen) aus 
der Zeit vom 1. Dezember bis 30. April erfaßt wer- 
den. 

3.3.2 

Die Technische Aufsichtsbehörde in der Mittelin- 
stanz berichtet der zuständigen obersten Landes- 
behörde jeweils bis zum 1. Juli. Sie verwendet da- 
bei das Formblatt Sammelmeldung, in dem alle Sam- 
melmeldungen der Bauämter in ihren Zuständig- 
keitsbereich zusammengefaßt sind. 

3.3.3 

Die zuständige oberste Landesbehörde teilt dem 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau das Ergebnis der Meldungen jeweils bis 
zum 1. August mit, indem sie je einen Abdruck der 
Meldungen der Technischen Aufsichtsbehörde in der 
Mittelinstanz weitergibt. Die OFD Berlin und die 
Bundesbaudirektion berichten dem BMBau direkt. 
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